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Editorial

LIEBE LESER*INNEN 

Als unser Exzellenzcluster „The 
Politics of Inequality“ im September 2018  
bewilligt wurde, konnte niemand ahnen, dass 
die erste Ausgabe unseres Forschungsmaga- 
zins den Namen eines Virus tragen würde. 
SARS-CoV-2 hat unser Leben und unsere For- 
schung verändert, schon in ganz praktischer 
Hinsicht. Zwar konnten wir im Herbst 2020 
einen Retreat auf der Insel Reichenau durch-
führen, aber nur mit Maske und Abstand, 
unter Einhaltung strenger Hygienemaßnah-
men. Die zufälligen Treffen an der Kaffee-
maschine und die persönlichen Diskussionen  
fehlen sehr. Unter den Wissenschaftler*innen 
sorgen pandemiebedingte Verzögerungen 
für Unsicherheit. Und unsere Fellows konnten 
geplante Forschungsaufenthalte nur teilwei-
se umsetzen oder mussten sie verschieben.

Aber nicht nur wie wir forschen, 
auch das Was hat sich durch die Pandemie 
verändert. Viele fragende Blicke richten sich 
auf die Sozialwissenschaften. Die Folgen 
der Pandemie sind unmittelbar relevant für 
Ungleichheitsfragen: Wie ungleich ist das 
Infektionsrisiko in der Bevölkerung verteilt? 
Wo hat die Pandemie Ungleichheiten ver-
schärft, wo haben sie sich möglicherweise 
sogar verringert – und warum? Neben diesen 
zentralen Aspekten interessieren aus der 
Perspektive der „Politics of Inequality“ auch 
Unterschiede in der Akzeptanz von Corona- 
maßnahmen oder die Auswirkungen der Krise 
auf politische Einstellungen. 

Nun ändern sich in einer Krise 
Situation und Stimmungslage oft schnell. 
Daher war und ist es besonders wichtig, 
Forschungsergebnisse zügig zu erbringen 

und zu kommunizieren. Diese sollen nicht nur 
aktuell, sondern auch akkurat sein: eine große 
Herausforderung, die wir im Cluster intensiv 
diskutiert haben. Glücklicherweise ist das 
Förderformat des Exzellenzclusters sehr fle-
xibel. So konnten wir zeitnah auf die Situation 
reagieren und bei der empirischen Forschung 
und der Publikation der Ergebnisse wissen-
schaftliche Standards einhalten. 

Unter anderem konnten wir rasch 
ein neues Befragungsprogramm konzipieren.  
Es nutzte die disziplinär und thematisch brei- 
te Kompetenz der Forschenden am Cluster 
und bündelte sie für spezifische, pandemie- 
relevante Fragestellungen. Die Forschungs-
expertise der Clustermitglieder zu Geschlech- 
terungleichheit, politischem Vertrauen oder 
sozialen Bewegungen floss in themengebun-
dene Befragungsmodule ein. Die wichtigsten 
Ergebnisse wurden und werden nicht nur 
extern begutachtet und publiziert, sondern 
auch in Form von Policy Papers aufbereitet und 
verbreitet. Clustermitglieder konnten ihre 
Expertise in Vorträgen und einer Podiums-
diskussion auch in die Stadtöffentlichkeit 
einbringen: unsere Reaktion darauf, dass 
Konstanz im Herbst 2020 zeitweise zum 
Treffpunkt wissenschaftskritischer „Quer-
denker“ geworden war. 

Das Heft, das Sie nun in Händen  
halten oder das Ihr auf dem Bildschirm seht, 
berichtet in Bild und Text davon, wie wir prak- 
tisch und wissenschaftlich mit dem Ausnahme- 
zustand umgegangen sind. Wir wünschen 
viel Spaß bei der Lektüre, sind gespannt auf 
Rückmeldungen und freuen uns bereits heute 
auf das nächste Heft – dann hoffentlich 
gänzlich virenfrei! / 

Ihre und Eure
MARIUS R. BUSEMEYER,
CLAUDIA DIEHL &
NILS B. WEIDMANN
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M. R. Busemeyer, C. Diehl, F. Wolter

Stabilität in der  
Mitte, Erosion an  
den Rändern:  
Politisches Vertrauen in  
der Coronakrise(M. R. Busemeyer, C. Diehl, F. Wolter)

AUS UNSERER FORSCHUNG

Die vielleicht wichtigste Ressource in 
der Bewältigung der Coronakrise ist 
das Vertrauen der Bürger*innen in den 
Staat und sein Handeln. Die Politik 
muss mit dieser Ressource umsichtig 
haushalten und darf sie nicht leicht- 
fertig verspielen. Hat die Coronakrise 
das Vertrauen in die Politik bereits nach-
haltig beschädigt? Oder gibt es weiterhin 
eine hohe Unterstützung für die Regie-
rungspolitik wie zu Anfang der Krise? 
Marius R. Busemeyer, Claudia Diehl 
und Felix Wolter begeben sich auf  
Indiziensuche.
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Schwindet im Zuge der Pandemie das Vertrauen 
der Bürger*innen in die Politik? Kritik kommt 
von mehreren Seiten: Manche Coronamaßnah-
men wirkten widersprüchlich; Unternehmen 
warteten immer noch auf versprochene Corona-
hilfen; die Exekutive entscheide im Alleingang, 
die Legislative müsse zuschauen. Gibt es also 
eine Vertrauenskrise? Anhand der Daten aus 
dem Befragungsprogramm „COVID-19 und so-
ziale Ungleichheit“ des Exzellenzclusters unter-
suchen wir, ob und wie sich zwischen dem ersten 
und dem zweiten Lockdown 2020 das Vertrauen 
der Bürger*innen in die Politik verändert hat. 

Die große Mehrheit der Befragten, 
so unser Kernbefund, trägt den bisherigen Kurs 
mit: Die allermeisten Menschen haben weiterhin 
ein hohes Vertrauen in die Politik. Eine kleine 
Minderheit wendet sich allerdings von der gesell- 
schaftlichen Mitte ab. Diese Tendenz hat sich 
schon vor der Coronakrise abgezeichnet, spätes-
tens seit dem Erstarken der AfD; sie könnte sich 
durch die Pandemie aber noch verschärft haben. 

Allgemeines Vertrauen in die 
politischen Institutionen und 
in das Gesundheitssystem
Die Politikwissenschaft unterschei-

det zwischen allgemeinem und spezifischem 
Vertrauen in die Politik. Allgemeines politisches  
Vertrauen bezieht sich auf die Funktions- 
fähigkeit und die Legitimität von politischen  
Institutionen und Akteur*innen: der Regie- 
rung, des Parlaments, der Medien, aber auch  
der Wissenschaft, der Gerichte oder der Polizei.  
Spezifisches Vertrauen hingegen meint die Ein- 
stellungen der Menschen zu konkreten Entschei- 
dungen der Politik und ihre Zufriedenheit damit.  
Wie die Bevölkerung die Leistung der Regierung  
bei der Bewältigung der Coronapandemie be- 
wertet, ist also ein Beispiel für spezifisches Ver-
trauen. 

Wir haben uns nach beiden Arten 
von Vertrauen erkundigt. Nach ihrem allgemeinen  
Vertrauen in die Institutionen und 
Akteur*innen befragt, zeigten sich 
deutliche Unterschiede: Tendenziell 
genießen die Wissenschaft und das Gesundheits-
system das höchste Vertrauen bei den Teilnehmen- 
den, die sozialen Medien das geringste. Und, der  
vielleicht wichtigere Befund, das allgemeine Ver- 
trauen der Bevölkerung in die politischen Institu- 
tionen ist im Zuge der Krise nicht erkennbar  
gesunken: Im Mai 2020 drückten 45 Prozent der 
Befragten hohes Vertrauen in die Politik aus, und in 
der zweiten Befragungswelle vom November blieb 
der Wert stabil (46 Prozent). Das belegen auch 
andere Studien, etwa das „Integrationsbarometer“ 
des Sachverständigenrats Deutscher Stiftungen für 
Integration und Migration. Zwar gibt es zwischen 
den Anhänger*innen unterschiedlicher Parteien 
deutliche Unterschiede: So zeigt die Anhänger- 
schaft der AfD im Gegensatz zu Unterstützer*in-
nen der anderen Parteien sehr wenig politisches 
Vertrauen. Eine generelle Vertrauenskrise in der 
Bevölkerung lässt sich jedoch nicht feststellen.

Das gilt auch in Bezug auf spezi-
fisches Vertrauen der Menschen. Bereits im Mai 
schätzte eine relative Mehrheit der Befragten  
(53 Prozent) die Effizienz des Gesundheitssys- 
tems bei der Krisenbewältigung positiv ein. Die- 
ser Anteil stieg bis November auf über 57 Prozent.  
Und für den Fall einer eigenen Erkrankung mit 
COVID-19 geht in beiden Befragungen eine sta- 
bile Zweidrittelmehrheit davon aus, im Bedarfs-
fall die notwendige Behandlung zu bekommen.  →

Politisches Vertrauen in der CoronakriseIn_equality



10

M. R. Busemeyer, C. Diehl, F. Wolter

Gesellschaftliche  
Spaltungslinien
Solche Durchschnitts-

werte sagen freilich nichts über 
Entwicklungen an den gesellschaftli-
chen Rändern aus. Wir haben die Be-
fragungsdaten daher umfassender 
analysiert – auf der Grundlage von 
veränderlichen Einstellungen zur 
Pandemie, etwa der subjektiven 
Betroffenheit durch Eindämmungs-
maßnahmen, einer persönlichen 
Einschätzung der Gefährlichkeit 
der Pandemie, der Forderung nach 
Lockerungen, dem Vertrauen in 

den Staat etc. So haben wir drei verschiedene 
Untergruppen in der Bevölkerung identifiziert.

Betrachtet man sie, wird rasch klar: 
Wir erleben hier keine Spaltung der Gesellschaft. 
Viel eher gibt es einerseits einen breiten gesell-
schaftlichen Konsens und andererseits kommt 
es zu einer Erosion „an den Rändern“. Über drei  
Viertel der Befragten legen die Haltung „Ein-
sicht und Akzeptanz“ an den Tag („Akzeptanz- 
gruppe“). Bei dieser Gruppe geht hohes Vertrau- 
en in die Politik mit prinzipieller Unterstützung 
der Regierungsentscheidungen einher. Die üb-
rigen, kritischeren Befragten stellen keineswegs 
eine homogene Minderheit dar. Eine Gruppe 
von ca. 12 Prozent lässt sich mit den Stichworten 
„Betroffenheit, Fügung, Zweifel“ charakteri-
sieren („Zweifler*innen“), eine weitere, ähnlich 
große Gruppe mit „Trivialisierung, Verschwö-
rung, Protest“ („Verschwörungstheoretiker*in-
nen“). Die Abbildung illustriert im Detail, wie 
sich die Charakterisierungsmerkmale auf diese 
drei Typen verteilen. 

Knapp die Hälfte der Befragten in 
der „Akzeptanzgruppe“ gehört zur Risikopopu- 
lation; es gibt hier praktisch niemanden, die*der 
die Coronagefahr nicht ernst nimmt. Viele 
derer jedoch, die Corona trivialisieren, neigen 
auch zu Verschwörungstheorien; mehr als ein 
Viertel würde an einer Demonstration gegen die 
Eindämmungsmaßnahmen teilnehmen oder hat 
dies bereits getan. Die Gruppe der „Zweifler*in-
nen“ fühlt sich ökonomisch und familiär von  
den Eindämmungsmaßnahmen bedroht, nimmt 
das Virus aber ernst. In dieser Gruppe hat (bis-
her) nur ein knappes Drittel geringes Vertrauen 
in den Staat. Trotz ihrer großen Betroffenheit 
durch die Einschränkungsmaßnahmen lehnt nur 
eine kleine Minderheit von ca. 10 Prozent dieser 
Gruppe sie ab. Aber: Auch hier glaubt ein Drittel 
an Verschwörungstheorien. 

Ausblick: Kommt nun  
doch die Vertrauenskrise?
Die Datengrundlage für unsere 

Ausführungen wurde vor dem Winter 2020/21 
erhoben. Seither haben eine zweite, dann eine 
dritte Infektionswelle ihre volle Wucht entfaltet. 
Die Impfstrategie, der immer wieder verlängerte  
Lockdown ohne klare Öffnungsperspektive, die 
ausbleibenden Wirtschaftshilfen – dies alles hat 
die öffentliche Kritik an den Entscheidungen der 
Politik lauter werden lassen. Es ist daher durch-
aus möglich, dass die Unterstützung bestimmter 
Entscheidungen (oder Nicht-Entscheidungen) 
und politischer Persönlichkeiten seit Jahresbe-
ginn 2021 deutlich zurückgegangen ist. Weiter 

Abbildung 1: Bevölke- 
rungsbefragung „Leben  
im Ausnahmezustand“, 
3.201 Befragte 
(Angaben in Prozent)

●  „Akzeptanzgruppe“
●  „Zweifler*innen“
●  „Verschwörungstheoretiker*innen“

6,1

10,1

61,1

7,3

76,5

42,1

42,7

70,1

29,6

5,6

29,6

75,6

44,6

43,4

27,4

5,5

27,1

63,6

68,7

1,1

2,7

28,4

0,7

0,4

Gegen Lockdown

Ökonomisch bedroht 
durch Lockdown

Familiär bedroht 
durch Lockdown

Geringes Vertrauen 
in den Staat

Risikogruppe

Neigung zu  
Verschwörungstheorien

Trivialisierung der
Coronagefahr

(Ggf.) Teilnahme an
Coronaleugner-Demo
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Politisches Vertrauen in der Coronakrise

zunehmende Skepsis ist wohl vor 
allem aus der Gruppe der „Zweif- 
ler*innen“ zu erwarten. Sie leidet 
stark unter den Eindämmungs-
maßnahmen und ist für Verschwö-
rungstheorien anfällig – bei dieser 
Gruppe ist ein gewisses Potenzial 
gegeben, in die Gruppe der „Ver-
schwörungstheoretiker*innen“ ab- 
zudriften.

Bislang sind aber keine 
Anzeichen eines umfassenden poli- 
tischen Vertrauensverlustes erkenn- 
bar. Von Spaltung kann keine Rede  
sein, eher von einem breiten Kon- 
sens. Zwar fordert die für viele Bür- 
ger*innen schwieriger werdende öko- 
nomische und familiäre Situation 
diesen Konsens weiter heraus. Den- 
noch reagiert nur eine kleine Min-
derheit mit Verschwörungstheorien 
und einer Leugnung des Problems. 

Trotz aller Kritik wen- 
det sich die gesellschaftliche Mitte 
nicht von den Grundpfeilern der 
Demokratie ab. Als wichtige Res-
source in der Krisenbewältigung 
sollte die Politik mit dem hohen 
allgemeinen politischen Vertrauen 
in Deutschland gut haushalten, um 
diese wichtige Ressource gerade bei 
den betroffenen „Zweifler*innen“ 
nicht nachhaltig zu gefährden.

Dazu gehört als wich-
tigster Ansatzpunkt eine Abkehr von 
dem aktuell stark exekutiv getriebe-
nen Entscheidungsstil hin zu einer 
stärkeren Einbindung der Legisla- 
tive. Je länger die Krise andauert, 
desto wichtiger ist ein offener politi-
scher Diskurs über die zu treffenden 
Entscheidungen – selbst wenn dieser 
nicht konfliktfrei verlaufen dürfte. 
Das Streiten um das beste Argument 
ist schließlich der wesentliche Kern 
der Demokratie. /

Felix Wolter ist wissen-
schaftlicher Mitarbeiter 
der Arbeitsgruppe  
für Mikrosoziologie  
von Claudia Diehl und  
Mitglied des Clusters.

Claudia Diehl ist  
Professorin für  
Mikrosoziologie an  
der Universität  
Konstanz und Co- 
Sprecherin des Clusters.

Marius R. Busemeyer ist 
Professor für Politikwissen-
schaft an der Universität 
Konstanz und Sprecher 
des Exzellenzclusters „The 
Politics of Inequality“. 
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Welche Auswirkungen 
hat die Pandemie eigent-
lich auf die Belastung 
durch Hausarbeit und 
Kinderbetreuung? Wie 
steht es um die Rollenver- 
teilung zwischen den  
Geschlechtern und um ihre 
Lebenszufriedenheit? Zur 
Einschätzung ihrer Situ- 
ation haben die Soziolo- 
ginnen Susanne Strauß 
und Ariane Bertogg  
Frauen (und Männern) 
viele Fragen gestellt. Die 
Antworten zeichnen ein 
komplexes Bild.

Geschlechterungleichheiten in Zeiten von Corona

Geschlechter- 
ungleichheiten 
in Zeiten von  
Corona(S. Strauß, A. Bertogg)

AUS UNSERER FORSCHUNG

Schon zu Beginn der Coronakrise wurde be-
fürchtet, dass die Maßnahmen zur Eindämmung 
der Pandemie, insbesondere die Schließung von  
Schulen und Kinderbetreuungsstätten, beste- 
hende Geschlechterungleichheiten vergrößern 
könnten. So warnte Jutta Allmendinger, die 
Präsidentin des Wissenschaftszentrums für  
Sozialforschung in Berlin (WZB), Frauen könn-
ten bei der Gleichstellung um 30 Jahre zurück-
geworfen werden. Ein knappes Jahr später und 
nach Durchleben mancher Höhen und Tiefen 
des zweiten Lockdowns fragt sich die Forschung: 
Ist es wirklich so gekommen?

Wir haben dazu Daten ausgewertet, 
die wir im Rahmen des Befragungsprogramms  
„COVID-19 und soziale Ungleichheit“ des Exzel-
lenzclusters „The Politics of Inequality“ der Uni-
versität Konstanz im Mai und November 2020 
erheben konnten. Dabei wurden die Teilnehmen- 
den einerseits gefragt, wie sich die Krise auf 
Geschlechterungleichheiten bei Hausarbeit und 
Kinderbetreuung auswirkt. Andererseits wollten 
wir in Erfahrung bringen, welche Auswirkungen 
die Krise auf die Lebenszufriedenheit von Frauen 
hat, und welche Rolle Erwerbstätigkeit dabei 
spielt.  →

In_equality
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S. Strauß, A. Bertogg

Re-Traditionalisie-
rung in der Krise?
In der Krise steigt die  

Belastung für viele Menschen (Ab- 
bildung 1). Die überwältigende Mehr- 
heit der Befragten mit Kindern im  
Haushalt berichtet von einem deut- 
lichen Anstieg des Aufwands für 
Kinderbetreuung während der ers-
ten Welle der Pandemie. Frauen  
sind dabei stärker eingebunden als  
Männer. Während der zweiten 
Welle der Pandemie ist ebenfalls  
ein Anstieg des Kinderbetreuungs-
aufwands zu verzeichnen, mögli- 
cherweise durch das Wegfallen von 
Großeltern als Betreuungspersonen, 
allerdings sind die Geschlechterun-
terschiede weniger stark ausgeprägt.

Für die Hausarbeit 
zeigt sich eine höhere 
Stabilität: Ungefähr  

die Hälfte der Befragten berichtet, 
dass der Aufwand gleich geblieben 
ist. Allerdings sind auch hier deut-
lich mehr Frauen unter denjenigen, 
die eine Mehrbelastung angeben. 

Frauen haben also 
einen größeren Teil der unbezahl-
ten Mehrbelastung in der Familie 
auffangen müssen. Hängt das 
womöglich damit zusammen, dass 
ihr Anteil am Haushaltseinkom-
men gleichzeitig schrumpfte, wie 
Verhandlungstheorien nahelegen 
(Abbildung 2)? Für die Beteiligung 
an der Hausarbeit finden wir, dass 
sowohl Männer als auch Frauen 
ihren Aufwand erhöhen, wenn ihr 
Beitrag zum Haushaltseinkommen 
gesunken ist. Im Hinblick auf die 
Kinderbetreuung zeigt sich jedoch, 
dass Frauen ihren Beitrag an der 
Kinderbetreuung unabhängig  
von der Entwicklung ihres Beitrags 
zum Haushaltseinkommen erhöht 
haben. Anders bei Männern: Ihr 
Beitrag zur Kinderbetreuung steigt 
am stärksten, wenn sich ihr Beitrag 
zum Haushaltseinkommen verrin-
gert hat. Erhöht sich ihr Beitrag zum 
Haushaltseinkommen dagegen, 
beteiligen sie sich nicht mehr an der 
Kinderbetreuung als vor der Krise. 

Abbildung 1: Zu- oder Abnahme der Belastung durch 
Hausarbeit und Kinderbetreuung im Mai und November 
2020, jeweils im Vergleich zu vor der Pandemie 
(Angaben in Prozent, gerundet)

Kinderbetreuung Hausarbeit
MännerMänner Frauen Frauen

●  Gesunkene Belastung
●  Ungefähr gleiche  
      Belastung
●  Gestiegene Belastung

21,8

52,7

9,8

43,7

29,2 56

30,4

48,6

11,4 15,48,4 16,311,6 12,74,5 12,7

66,8

31,9

81,8

39,9

59,2

31,3

65,2

38,8

Mai 2020
n=528

Mai 2020
n=1.404November 2020

n=79
November 2020
n=230
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Abbildung 2: Zu- oder Ab-
nahme des Aufwands für 
Kinderbetreuung und  
Hausarbeit in Abhängig- 
keit vom eigenen Beitrag 
zum Haushaltseinkommen
 
-1: moderate Abnahme, 
0:  keine Veränderung,  
1:   moderate Zunahme, 
2:  deutliche Zunahme,  
3:  sehr starke Zunahme.

Kinderbetreuung Hausarbeit

Veränderung  
im Beitrag zum 
Haushalts- 
einkommen.

●  Gesunken
●  Ungefähr gleich
●  Gestiegen

Männer
Frauen

Mai 2020Mai 2020

3

2

1

0

-1

Ungleiche Belastung,  
ungleiche Zufriedenheit?
In der Krise verändern sich also Zu-

ständigkeiten und Belastungen für die Geschlech-
ter unterschiedlich. Hat das auch Auswirkungen 
auf die Lebenszufriedenheit? Frauen berichten 
häufiger von einer Verschlechterung der Lebens-
qualität im ersten Lockdown (Abbildung 3, Seite 
16), der Unterschied zwischen Männern und 
Frauen in dieser Befragung war signifikant. In der 
zweiten Befragungswelle sind die Geschlechter-
unterschiede in der Veränderung der Lebenszu-
friedenheit dagegen nicht mehr zu beobachten.

Neben der Belastung durch Haus-
halt und Kinderbetreuung beeinflusst die indivi-
duelle Erwerbssituation die Lebenszufriedenheit. 
Welche Unterschiede lassen sich zwischen Voll-
zeit-, Teilzeit-, und Nichterwerbstätigen finden 
(Abbildung 4, Seite 16)? Teilzeiterwerbstätige 
waren insgesamt am zufriedensten während des 
ersten Lockdowns und am unzufriedensten wäh-
rend des zweiten Lockdowns. Nichterwerbstätige 
waren am unzufriedensten in der ersten Welle  → 

In_equality Geschlechterungleichheiten in Zeiten von Corona
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der Pandemie, aber am zufriedensten während 
des zweiten Lockdowns. In Vollzeit erwerbstätige 
Frauen waren in beiden Wellen von einer Ver-
schlechterung der Lebenszufriedenheit betroffen, 
und zwar in hohem Maße. 

Was bedeutet das nun? Der „harte“ 
Lockdown mit der Schließung von Schulen und 
Kindertagesstätten während der ersten Welle hat 
in Vollzeit erwerbstätige Frauen deutlich stärker 
belastet als Frauen in Teilzeit. Jedoch haben auch 
nichterwerbstätige Frauen darunter gelitten, dass 
ihr persönliches Netzwerk außerhalb der Familie 
eingeschränkt wurde. In der zweiten Befragung 
äußerten sich die nichterwerbstätigen Frauen 
weniger unzufrieden, vielleicht weil ihr persön-
liches Netzwerk zum Zeitpunkt der Befragung 
noch nicht ganz so stark eingeschränkt war. Er-
werbstätige Frauen hingegen waren höher belas-
tet als während der ersten Welle – obwohl zum 
späteren Zeitpunkt Schulen und Kindertages- 
stätten geöffnet, und die Beschränkungen für 
außerfamiliäre Kontakte weniger streng waren. 

S. Strauß, A. Bertogg

Abbildung 3: Veränderung der Lebens- 
zufriedenheit im Vergleich zu vor der 
Pandemie (Angaben in Prozent)

Abbildung 4: Wahrscheinlichkeit für 
einen Verlust an Lebenszufriedenheit  
im Vergleich zu vor der Pandemie  
(nur Frauen, n=833) (Angaben in Prozent)
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Susanne Strauß ist  
Professorin für Soziologie 
mit Schwerpunkt Gender 
Studies und PI des Clusters.

Ariane Bertogg ist Sozio-
login und Postdoctoral 
Fellow am Zukunftskolleg 
der Universität Konstanz. 
Sie forscht zu Familie, 
Arbeitsmarkt und Wohl-
fahrtsstaat.

Um 30 Jahre  
zurückgeworfen?
Insbesondere die Schlie- 

ßung von Schulen und Kindertages-
stätten hat zu einer Verstärkung 
der Geschlechterungleichheiten ge-
führt. Das betrifft naturgemäß vor 
allem Eltern. Frauen beteiligen sich 
– unabhängig von ihrem Beitrag 
zum Haushaltseinkommen – deut-
lich stärker am Mehraufwand für die 
Kinderbetreuung als Männer. 

Darüber hinaus konn-
ten wir auch Auswirkungen auf die 
Lebenszufriedenheit beobachten:  
Frauen liefen in der ersten Phase 
der Pandemie im Mittel eher Gefahr 
als Männer, dass ihre Lebensqualität  
sank. Insbesondere in Vollzeit er- 
werbstätige Mütter waren in dieser  
Phase der Pandemie durch die Schlie- 
ßung von Schulen und Kindertages- 
stätten schwer belastet. Allerdings 
bedeuten Kontaktbeschränkungen  
auch einen Einschnitt in die Lebens- 
qualität Nichterwerbstätiger, weil 
sie oft weniger ausgeprägte außer-
familiäre Netzwerke haben. 

In der zweiten Erhe- 
bungswelle im November 2020 
haben wir weniger deutliche Ge-
schlechterunterschiede gefunden. 
Allerdings wurden diese Daten  
zu Beginn des „Lockdown light“ er-
hoben, als zunächst auf eine Schlie-
ßung von Schulen und Kindertages-
stätten verzichtet wurde. Inzwischen 

hat sich die Situation natürlich wei- 
terentwickelt: So wurden sehr lang  
anhaltende Schließungen durchge-
führt und zwischenzeitlich teilweise 
auch wieder aufgehoben. Eine wei- 
tere Befragung in der ersten Jahres-
hälfte 2021 wird daher aufschluss-
reich sein, um die langfristigen Be-
lastungen in der Pandemiesituation 
besser zu verstehen. 

Sind die Muster, die wir  
bisher beobachten konnten, länger- 
fristiger Natur? Wird die Gleichstel-
lung tatsächlich um 30 Jahre zurück- 
geworfen? Ob Jutta Allmendingers  
Warnung sich bestätigt, muss sich  
erst noch zeigen. Wir haben hier 
nach der Wahrnehmung und Selbst- 
einschätzung der Betroffenen ge- 
fragt, die objektiv nur schwer nach-
zuprüfen ist. Sicher ist aus Sicht 
der von uns Befragten aber: Frauen 
empfinden Ihre Belastung durch die 
Krise anders und härter als Männer. 
In diesem Sinne hat die Pandemie die  
Ungleichheit zwischen den Geschlech- 
tern bereits jetzt verschärft. /

Geschlechterungleichheiten in Zeiten von CoronaIn_equality
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K. Schmelz

Freiwilligkeit oder 
Zwang? Wie die Politik 
die Menschen dazu bewegen 
kann, sich an die Corona- 

maßnahmen zu halten(K. Schmelz)

AUS UNSERER FORSCHUNG

Aufgewachsen im Sperrgebiet der DDR an der 
Grenze zum Westen, direkt neben dem soge- 
nannten „Todesstreifen“ mit seinen streng be- 
wachten Doppelzäunen und Minenfeldern, 
habe ich mich immer gefragt, was die Erfahrung 
einer so drastischen Freiheitseinschränkung 
und Überwachung mit den Menschen macht. 
Als Deutschland im März 2020 in den ersten 
Lockdown ging, wollte ich deshalb wissen: 
Werden Ost- und Westdeutsche unterschied-
lich auf die Maßnahmen zur Eindämmung von 
COVID-19 reagieren?

Mein ursprünglicher Gedanke  
entwickelte sich zu einer größeren Fragestel- 
lung. Als unser Cluster „The Politics of In- 
equality“ die Fragen für eine Ad-hoc-Befragung 
zum Thema COVID-19 sammelte, konnte ich 
meiner Neugier freien Lauf lassen: Wie sollten 
Regierungen bei der Bekämpfung der Corona-
Pandemie vorgehen? Sollten sie auf Zwangs- 
maßnahmen setzen? Oder eher auf das Ver-
antwortungsbewusstsein und die freiwillige 
Kooperation der Menschen vertrauen? 

Im besten Falle leisten alle Bür-
ger*innen ihren Beitrag zur Eindämmung der 
Pandemie. Doch es gibt immer Menschen,  
die selbst keinen Beitrag leisten und dennoch 
von der Kooperation anderer profitieren. Um 
die Motivation aufrechtzuerhalten, ist es daher 
offensichtlich notwendig, dass bestimmte 

Regeln für alle verpflichtend sind. 
Andererseits kann Zwang jedoch 
die Eigenmotivation verringern –  
ein Phänomen, das als „Kontroll-
aversion“ bezeichnet wird. Mit-
unter sind Menschen zwar intrin-
sisch motiviert, aber Zwang oder 
Kontrolle von außen zerstören das 
freiwillige Engagement.

Diese zwei gegenläufi-
gen Auswirkungen von Zwang auf 
die Motivation habe ich im Hinblick 
auf Corona-Warn-App, Impfungen, 
Kontaktbeschränkungen, Reisebe- 

schränkungen und das Tragen 
von Masken untersucht. Sind die 
Menschen eher einverstanden, sich 
selbst an diese Maßnahmen zu hal-
ten, wenn sie freiwillig sind (aber 
von der Regierung dringend em- 
pfohlen werden)? Oder vielmehr 
dann, wenn sie verpflichtend sind 
und kontrolliert werden? Das habe 
ich in der Befragung eines reprä-
sentativen Ausschnitts der deut-
schen Bevölkerung gegen Ende des 
ersten Lockdowns analysiert.  →
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Freiwilligkeit oder Zwang?

Kontaktbeschränkungen, 
Maskenpflicht im öffent- 
lichen Raum, eine „Corona-
Warn-App“ zur Eindäm-
mung von Infektionsketten –  
die Methoden zur Pan-
demiebekämpfung sind 
vielfältig. Doch das Ein-
führen von Maßnahmen 
allein genügt nicht. Die 
Menschen müssen auch 
dazu bewegt werden, 
sich an die Vorgaben zu 
halten. Die Psychologin 
und Verhaltensökonomin 
Katrin Schmelz unter-
sucht die Akzeptanz von 
freiwilligen und obliga-
torischen Coronamaß- 
nahmen und entdeckt 
den überraschenden 
Einfluss ostdeutscher 
Biografien.

In_equality
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K. Schmelz

Abbildung 1: Durchschnittliches Einverständnis,  
eine Maßnahme einzuhalten, wenn diese freiwillig  
bzw. verpflichtend ist

Skala von 0 („überhaupt nicht einverstanden“) 
bis 4 („voll und ganz einverstanden“)
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Sicht positives Bild: Wie Abbildung 1  
zeigt, ist die Bereitschaft, sich frei-
willig an die Maßnahmen zu halten, 
bei vielen Menschen in allen fünf Be-
reichen relativ hoch. Die Verpflich-
tung zur Nutzung einer Kontaktver-
folgungs-App, zur Einschränkung 
persönlicher Kontakte oder zur Imp-
fung verringert dagegen die Akzep-
tanz solcher Maßnahmen. Erzwun-
gene Reisebeschränkungen oder eine 
Maskenpflicht sind offenbar leichter 
zu akzeptieren, aber die freiwillige 
Zustimmung in diesen Bereichen ist 
nahezu identisch. In keinem Bereich 
unterstützen die Menschen eine er-
zwungene Maßnahme mehr als eine 
freiwillige Maßnahme. Doch wie 
kommt es zu diesen Durchschnitts-
werten?
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Kontrollaversion, 
insbesondere bei 
Corona-Warn-App 
und Impfungen
Die deutlich niedrigere 

Zustimmung zu obligatorischen 
Maßnahmen lässt sich damit erklä- 
ren, dass viele Menschen eine „Kon- 
trollaversion“ haben: Zwang wirkt 
sich negativ auf ihre Eigenmotiva- 
tion aus. Entsprechend ist ihr Ein-
verständnis mit verpflichtenden 
Maßnahmen geringer als mit frei-
willigen. Wie die blau markierten 
Segmente in Abbildung 2 zeigen, 
spielt diese Kontrollaversion bei 
allen Maßnahmen eine Rolle. Am 
stärksten ausgeprägt ist sie bei 
Corona-Warn-App, Impfungen und 
Kontaktbeschränkungen: Mehr als 
ein Drittel der Befragten zeigt Wi-
derstand gegen diese Maßnahmen, 
wenn sie verpflichtend sind.

Doch es findet sich 
auch die entgegengesetzte Reak- 
tion: Einige reagieren positiv auf  
Kontrolle, das heißt ihre Zustim-
mung ist unter Verpflichtung grö- 
ßer als unter Freiwilligkeit. Diese 
Reaktion ist jedoch seltener als eine 
Kontrollaversion und variiert auch 
zwischen den Bereichen (dunkelgrüne 
Segmente). Zusammengenommen 
zeigt rund die Hälfte der Bevölke-
rung eine Reaktion auf Kontrolle 
(positiv oder negativ), während die 
andere Hälfte neutral gegenüber 
der (Nicht-)Durchsetzung ist. Das 
heißt, die Hälfte der Bevölkerung 
unterstützt eine Maßnahme (oder 
auch nicht) unabhängig davon, ob 
diese freiwillig oder verpflichtend 
ist (hellgrüne Segmente).  →

Abbildung 2: Reaktionen 
auf verpflichtende versus 
freiwillige Maßnahmen
(Angaben in Prozent)
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K. Schmelz
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Menschen mit DDR-Erfahrung  
zeigen weniger Widerstand gegen Zwang
Wie verhält es sich nun mit Ost- und Westdeut- 

schen? Die Anti-Corona-Proteste in Ostdeutschland haben  
für reichlich Diskussion gesorgt (wobei es solche Demon- 
strationen auch im Westen und sogar hier in Konstanz gab).  
Man könnte deshalb Unterschiede zwischen Ost- und West-
deutschen hinsichtlich einer Kontrollaversion erwarten. 

Bei der Auswertung der Studienergebnisse bekam 
ich Gänsehaut: Auch drei Jahrzehnte nach der Wiedervereini- 
gung zeigen Menschen, die das DDR-Zwangsregime noch selbst  
erlebt haben, heute tatsächlich weniger Widerstand gegenüber 
Zwangsmaßnahmen zur Coronabekämpfung als Westdeutsche. 
Mehr noch: Je länger die Befragten die DDR-Regierung erlebt  
haben, desto weniger Kontrollaversion zeigen sie – ein eindrucks- 
volles Beispiel für die langanhaltenden Effekte politischer Un- 
gleichheiten. Selbst wenn ein autokratisches Regime längst 
verschwunden ist, zeigt sich bei seinen ehemaligen Bürger*in-
nen, wie sehr sie ihre Strategien zum Umgang damit bis heute 
verinnerlicht haben.
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Katrin Schmelz ist  
Verhaltensökonomin und 
Psychologin am Lehr- 
stuhl für Angewandte 
Wirtschaftsforschung  
der Universität Konstanz 
und am Thurgauer  
Wirtschaftsinstitut.

Staatlicher Zwang löst 
bei älteren Ostdeutschen in allen 
Bereichen deutlich weniger Wider-
stand aus als bei älteren Westdeut-
schen – außer beim Tragen von 
Masken. Ich denke, dies lässt sich 
mit dem Effekt erklären, einem 
Phänomen lediglich ausgesetzt  
zu sein (Mere-Exposure-Effekt): 
Wer vor 1990 in Ostdeutschland 
aufgewachsen ist, hat Erfahrung  
mit allgegenwärtiger Überwach- 
ung, mit Impfpflicht und Bewe- 
gungseinschränkungen. Das Tragen 
von Masken hingegen ist etwas  
eher Exotisches, mit dem weder 
Ost- noch Westdeutsche vor Beginn 
der Pandemie Erfahrungen gemacht 
haben.

Viele Menschen – da-
runter auch viele Journalist*innen –  
sind von diesen Ost-West-Unter-
schieden überrascht und finden  
sie kontraintuitiv. Wie lässt sich  
die höhere Akzeptanz staatlicher 
Kontrolle unter Ostdeutschen 
erklären? Und was ist mit all den 
Anti-Corona-Demos im Osten? 
In meinen Daten betrifft der Ost-
West-Unterschied hauptsächlich 
die älteren Generationen. Und 
diese nehmen in der Regel weniger 
an Demonstrationen teil.

Kommen wir  
mit Freiwilligkeit 
besser durch  
die Pandemie?
Ich bin oft gefragt  

worden: „Sollte die Regierung an- 
gesichts Ihrer Befunde eher auf 
Freiwilligkeit setzen als auf Zwang?“ 
Auch auf die Gefahr hin, das Kli-
schee der Sozialwissenschaftlerin 
zu bedienen, lautet meine Antwort: 
„Kommt drauf an.“

Eine Maskenpflicht 
beispielsweise lässt sich relativ leicht 
durchsetzen und löst nach meinen 
Daten auch keinen nennenswerten 
Widerstand aus. Gleichzeitig wäre 
Freiwilligkeit bei der Maske wahr-
scheinlich ziemlich ineffektiv, da 
zu viele Menschen sich nicht daran 
halten würden. Maskenpflicht ist 
daher ein sinnvoller Ansatz.

Anders sieht es bei den 
Impfungen aus. Etwa zwei Drittel 
der Befragten gaben an, sich frei-
willig impfen zu lassen, was zum 
Erreichen der Herdenimmunität  
ausreichend sein könnte. Eine Impf- 
pflicht jedoch würde heftigen Wider- 
stand auslösen und ist somit keine 
Strategie, die ich befürworte. Auch 
wenn ich persönlich nichts dagegen 
hätte, da sich eine Impfpflicht für 
mich als Ostdeutsche sehr natürlich 
anfühlt. /

In_equality Freiwilligkeit oder Zwang?
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MITGETEILT

Promotionsstudium in der  
Ungleichheitsforschung

In Ungleichheit promovieren? Das 
geht in Konstanz: Die neu etablierte 
Graduate School of the Social and 
Behavioural Sciences (GSBS) macht 
es möglich. Das deutschlandweit 
einzigartige Promotionsprogramm 
bringt die Breite der Sozial- und 
Verhaltenswissenschaften zu-
sammen, mit Spezialisierungen in 
„Collective Behaviour“, „Decision 
Sciences“ – und „Inequality“. 

Die Fächer und Felder der Ungleich-
heitsforschung gehen an der GSBS 
eine interdisziplinäre Verbindung 
ein, bei fester Verankerung in den 
Disziplinen. Promotionsstudierende 
des Clusters bekommen ein hoch-
karätiges Kursangebot – im vergan-
genen Wintersemester boten neben 
zahlreichen Cluster-PIs auch unsere 
Gäste Rogers Brubaker (University 
of California, Los Angeles), Fabian 
Pfeffer (University of Michigan) und 
Richard Traunmüller (Universität 
Mannheim) Lehrveranstaltungen 
an. Promovierendenstellen werden 
für 1 + 3 Jahre besetzt und ermög-
lichen so bereits in der Promotions-
phase intensive Forschungsarbeit, 
Methodenausbildung und Training 
auf internationalem Niveau.

Gemeinsam mit unseren Kolleg*in- 
nen vom zweiten Konstanzer Ex- 
zellenzcluster, dem „Center for the 
Advanced Study of Collective Be-
haviour“, ist so unter dem Dach der 
Graduate School ein inspirierendes 
und attraktives Umfeld für Promo-
vierende entstanden.

Detaillierte Informationen über 
die GSBS finden sich online unter: 
https://www.gsbs.uni-konstanz.de/

In_equality
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Prof. Dr. Miriam Butt wurde am 
25. Februar 2021 von der Mitglieder- 
versammlung der Deutschen Ge-
sellschaft für Sprachwissenschaft 
(DGfS) zur 1. Vorsitzenden gewählt.

Prof. Dr. Stephan Schumann 
wurde am 4. Februar 2021 von  
der Ministerin für Kultus, Jugend 
und Sport Baden-Württemberg,  
Dr. Susanne Eisenmann, in den 
Wissenschaftlichen Beirat ihres 
Ministeriums berufen, um dem 
Beirat seine Expertise für digitale 
Lehr-Lern-Formate zur Verfügung 
zu stellen.

Prof. Dr. Katharina Holzinger  
erhielt am 24. Februar 2021 von  
der Ministerin für Wissenschaft, 
Forschung und Kunst, Theresia 
Bauer, ihre offizielle Ernennungs-
urkunde zur neuen Rektorin der 
Universität Konstanz. Sie war  
am 9. Dezember 2020 in dieses  
Amt gewählt worden. 

Jun-Prof. Dr. Sebastian Koos 
wurde am 26. November 2020 von 
der Präsidentin des Bayerischen 
Landtags in das neugeschaffene 
„Forum Antworten“ berufen.  
Das Expertengremium berät  
den Landtag zum Umgang mit  
Verschwörungstheorien und  
„Fake News“.
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1) Viola Asri  
Postdoc, Clusterprojekt:  
„Increasing State Capacity and 
Accountability to Improve Local 
Governance: Evidence for the  
Targeting of Social Pensions in 
Bangladesh“

Luna Bellani  
PI, Forschungsgruppenleitung: 
„The Politics of Intergenerational 
Mobility: The Role of Preferences, 
Perceptions and Attitudes“

Kumar Biswas  
Independent Doctoral Fellow

Benita Combet  
Vertretungsprofessur für 
Prof. Dr. Thomas Hinz
 
Amber Griffioen  
Managing Office,  
Early Career Coordination

Katharina Hecht  
Postdoctoral Research Fellow
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ANGEKOMMEN

Anna-Lena Hönig  
Postdoctoral Researcher, Research 
Group: „Communication, Networks  
and Contention“

Alexander Horn  
PI, Leiter Emmy-Noether-Gruppe: 
„Varieties of Egalitarianism:  
Mapping the Politics of Inequality 
with Online Crowdcoding“

Moath Hussien  
Doctoral Student, Clusterprojekt:  
„Selection into Leadership and 
Perceptions of Inequality: The Case 
of Consistency“

Billy Kalima  
Postdoctoral Research Fellow

Eda Keremoğlu  
PI, Co-Leitung Clusterprojekt:  
„Perceptions of Inequality in a  
Socialist Dictatorship: Evidence 
from the German Democratic  
Republic“

Neue Clustermitarbeiter*innen und PIs
(Oktober 2020 – März 2021)

Philipp Kling 
Managing Office,  
Research and Data Management

Benjamin Korman 
Postdoc, Clusterprojekt:  
„Integration at Work“

Thomas Kurer  
PI, Forschungsgruppenleitung:  
„The Politics of Labor Market  
Inequality and Occupational  
Mobility“

Ann Sophie Lauterbach  
Doctoral Student, Clusterprojekt: 
„Digitalization, Automation and  
the Future of Work in Post-Indus- 
trial Welfare States“

Ulrich Leicht-Deobald  
Vertretungsprofessur für  
Prof. Dr. Florian Kunze

Thomas Malang  
Vertretungsprofessur für 
Prof. Dr. Dirk Leuffen

Elisabeth Musch  
Vertretungsprofessur für 
Jun.-Prof. Dr. Christina Zuber

Oliver Schlenker  
Doctoral Student, Clusterprojekt: 
„Digitalization, Automation and the 
Future of Work in Post-Industrial 
Welfare States“

Patrick Sullivan  
Independent Doctoral Fellow

Gerlinde Theunissen  
Independent Doctoral Fellow

Tobias Tober  
Postdoc, Clusterprojekt:  
„Digitalization, Automation  
and the Future of Work in Post- 
Industrial Welfare States“

Patrick Zwerschke  
Postdoc, Clusterprojekt:  
„Perceptions of Inequality in a  
Socialist Dictatorship: Evidence  
from the German Democratic  
Republic“

In_equality
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06.–08.
04.2022
Cluster-Konferenz
Bodenseeforum,  
Konstanz

N° 1 
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18.05.
Markus Gangl  
„Is Rising Inequality a 
Threat to Democracy?  
Some Analytical  
and Empirical Obser-
vations Towards a 
Middle-Range Theory 
of Democratic Trust“

25.05.
Armin Schäfer 
„When Representa-
tion Fails. Unequal 
Responsiveness and 
the Populist Revolt“

08.06.
Christian Dustmann 
„Labor Markets and 
Inequality“

15.06.
Richard Traunmüller 
„Is Free Speech in 
Danger on University 
Campus?“

22.06.
Nils-Christian 
Bormann „Political 
and Economic Group 
Inequalities in India“

29.06.
Johannes Karremans 
„Responsiveness and 
Responsibility in the 
Eurozone between 
2008 and 2020:  
A Comparative Study 
of Budget Speeches“

06.07.
Benita Combet 
„Gender Segregation 
in Fields of Study. 
Analysing the Role of 
„Gender-Essentialist 
Preferences“ with  
a Choice Experiment“

13.07.
Simon Weschle
„Moonlighting  
Legislators“

20.07.
Kathrin Zippel „What 
Do We Say When We 
Talk about ‘Women 
in Science’? Framing 
Problems and Policy 
Solutions in Germany, 
the EU and US“

08.–10.
06.2021
Progressive Governance 
Digital Summit 2021

Dienstags, 
11:45 – 13:15 Uhr  
(online)

News

Cluster Colloquium im  
Sommersemester 2021 

Das vollständige Programm und Teil-
nahmeinformationen für das Cluster 
Colloquium finden sich unter: https:// 
inequality.uni.kn/cluster-colloquium 

https://inequality.uni.kn/cluster-colloquium
https://inequality.uni.kn/cluster-colloquium
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News

VIELBEACHTET
(Auswahl, Oktober 2020 – März 2021)

Benita Combet
„Bildungspolitik – der Weg zu mehr 
Chancengleichheit“, von Daniel 
Oesch (Neue Zürcher Zeitung, 
02. März 2021)

Christian Breunig
„Vielfalt im Bundestag: Beim besten 
Willen“, von Bernd Kramer (Süd-
deutsche Zeitung, 01. März 2021)

Florian Kunze
„Arbeitnehmer loben Arbeitgeber“, 
von Dietrich Creutzburg  
(Frankfurter Allgemeine Zeitung,  
14. Februar 2021)

Marius R. Busemeyer 
„Corona stresst die Demokratie“ 
(Deutsche Welle, 28. Januar 2021)

Peter Selb
„Für einen Fünfer pro Download 
wären die Nutzer dabei“, von  
Jörg Breithut (Spiegel Online,  
22. Januar 2021)

Sebastian Koos
„Großes bürgerliches Lager, das 
nicht originär demokratiefeindlich 
ist“, von Matthias Kamann (Welt, 
18. Januar 2021)

Daniel Thym
„Wie Flüchtlinge zum Sicher- 
heitsrisiko gemacht werden“, von  
Benjamin Dierks (Deutschland- 
funk, 17. Januar 2021)

Claudia Diehl 
„Ankommen im Lockdown“, von  
Birgit Leyendecker und Claudia 
Diehl (FAZ, 07. Januar 2021)

Katrin Schmelz
„Studie: Besser ohne Zwang durch 
die Pandemie“, von N.N. (Zeit  
Online, 22. Dezember 2020)

Claudia Diehl
„Wie Querdenker Misstrauens- 
gesellschaften bilden“, von N.N. 
(Welt, 14. Dezember 2020)

Nils Röper
„Finanzmärkte bestimmen zu- 
nehmend die Altersvorsorge – was  
zu tun ist“, von Nils Röper (Der 
Tagesspiegel, 05. November 2020)

Anke Hoeffler
„US-Amerikaner wollen den Impf-
stoff zuerst. Zur weltweiten Online-
Umfrage ‚Leben mit Corona‘“, von 
Miray Caliskan (Berliner Zeitung, 
22. Oktober 2020)

Der Cluster &
seine Mitglieder
in den Medien.

In_equality
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Interview

Fellow während  
der Coronakrise.  

Interview mit Peter 
Thisted Dinesen (Gespräch: P. Töbelmann)

Peter Thisted Dinesen ist Professor für Politikwissenschaft an der 
Universität Kopenhagen. Er erforscht die Herausbildung sozialer und 
politischer Einstellungen. Von September bis Dezember 2020 war 
er External Senior Fellow am Cluster. Im Interview berichtet er  
von seinen Erfahrungen, den Auswirkungen der Coronakrise auf 
seine Arbeit und davon, welche Rolle den Sozialwissenschaften 
während der Pandemie zukommt.

IM GESPRÄCH
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Fellow während der Coronakrise

IN_EQUALITY Aktuell ist es nicht 
leicht zu reisen und Kolleg*innen  
zu treffen. Nur wenige Wochen nach 
Ihrer Ankunft in Konstanz gingen  
die Infektionszahlen wieder nach 
oben. Wären Sie lieber in Dänemark 
geblieben?
PETER THISTED DINESEN Über-

haupt nicht. Tatsächlich hatte ich in Konstanz, 
wo ich jeden Tag ins Büro gehen konnte, einen 
viel normaleren Arbeitsalltag, als wenn ich zu 
Hause geblieben wäre, wo mein Fachbereich  
coronabedingt seit Oktober geschlossen war. 
Mein Aufenthalt in Konstanz war toll und sehr 
produktiv. Ich habe hervorragendes Feedback 
zu meiner Arbeit bekommen, konnte neue 
berufliche Kontakte knüpfen und hatte viel mehr 
Zeit, „in die Tiefe zu gehen“ als gewöhnlich. 
Davon träumt man als Wissenschaftler. Mir hat 
wirklich nichts gefehlt. 

Was nehmen Sie nach drei Monaten  
als Senior Fellow mit? 
Ja, auf jeden Fall. Am Cluster gab es 

einfach eine gute Stimmung und eine großartige 
Energie. Man hat den Eindruck, dass alle extrem 
engagiert zusammenarbeiten, um die ambitio-
nierten Ziele des Clusters zu erreichen. Ich muss  → 

In_equality
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Interview

auch sagen, dass mich sehr beeindruckt hat, wie 
gut alles hier funktioniert – die wissenschaftliche 
genauso wie die organisatorische Seite. Was die 
Forschung betrifft, habe ich zu meinem eigenen 
Projekt über die Folgen lokaler wirtschaftlicher 
Ungleichheit sehr wertvollen Input erhalten. 
Nach meinem Vortrag im Cluster-Colloquium 
sind zahlreiche Leute zu mir ins Büro gekom- 
men oder haben mir per E-Mail Feedback ge- 
schickt. Diese Art von Engagement ist sehr  
besonders, finde ich.

Die Fellowship-Programme des Clusters 
sollen Zusammenarbeit und Austausch 
fördern. War das unter diesen besonde-
ren Umständen überhaupt möglich?

Ich denke, der kritische Input, den ich bekommen  
und hoffentlich auch gegeben habe, ist ein wich-
tiges Beispiel dafür. So etwas hilft uns Forschen-
den, unsere Argumente zu schärfen und letztlich 
unsere Forschung zu verbessern. Ich habe mit 
Clustermitgliedern über verschiedene Ideen zur 
Zusammenarbeit gesprochen. Auch wenn sich 
daraus bislang noch kein konkretes Projekt erge-
ben hat, können sich nach meiner Erfahrung die 
Kontakte, die ich hier geknüpft habe, in der Zu-
kunft noch als sehr produktiv erweisen. Ich kann 
mir also gut vorstellen, dass mein Aufenthalt den 
Nährboden für spätere Projekte bildet. 

Wie hat die Coronakrise Ihre Arbeit 
beeinflusst – während Ihrer Zeit in 
Konstanz und darüber hinaus?
Corona ist ein einmaliges kollekti-

ves Ereignis. Wie die vieler anderer hat es auch 
meine Arbeit und meine Forschungsagenda be- 
einflusst – die Krise wirft einfach so viele inter-
essante und wichtige Fragen auf! Ich denke, viele 
in der Wissenschaft verspüren den Drang, zu 
unserem kollektiven Verständnis der Pandemie 
und ihrer Auswirkungen einen Beitrag zu leisten 
– auch wenn es nur ein kleiner ist.

Bei mir persönlich hat die Pandemie 
meinen normalen Arbeitsalltag unterbrochen und  
mich zur Aufgabe etlicher Pläne gezwungen. Das  
war nicht ideal. Gleichzeitig bin ich mir vollkom- 
men bewusst, dass ich im Vergleich zu anderen sehr  

Viele  
Wissen- 
schaftler  
verspüren  
den Drang, 
einen  
Beitrag  
zu leisten.



33

privilegiert bin. Zum Beispiel habe ich einen Job, 
der es mir erlaubt, von zu Hause aus zu arbeiten. 
Dadurch verfüge ich über mehr Flexibilität als 
andere. Trotzdem freue ich mich natürlich auf 
die Zeit, wenn wir die Pandemie endlich über-
wunden haben.

Wissenschaftliche Erkenntnisse bekom- 
men plötzlich eine nie dagewesene Auf-
merksamkeit in den Medien. Laien 
streiten über die Bedeutung dieser oder 
jener Studie, in der Tageszeitung liest 
man Fachjargon, und Forschende aus  
den Lebenswissenschaften bekommen  
so viel Sendezeit wie hochrangige Poli-
tiker*innen. Welchen Beitrag können 
die Sozialwissenschaften im Allgemei-
nen und die Ungleichheitsforschung im 
Besonderen in diesen Zeiten leisten?
Ich denke, wir können einen großen 

Beitrag leisten – und ich glaube auch, das tun wir  
bereits! Von den gesundheitlichen Folgen ein-
mal abgesehen, gibt es ein großes Bedürfnis, die 
allgemeineren Auswirkungen der Pandemie auf 
die Gesellschaft zu verstehen. Halten sich die 
Menschen an die staatlichen Einschränkungen 
und Empfehlungen zur Eindämmung des Virus? 
Entscheiden sie sich für eine Impfung? Führt 
die Pandemie zur Aushöhlung politischer Frei-
heiten zugunsten von Sicherheit? Werden die 
Lockdowns bestehende Ungleichheiten in Bezug 
auf Wirtschaft, Bildung, Politik und Gesund-
heit weiter verschärfen? Die Fragen nehmen gar 
kein Ende! Ich würde sagen, heute ist mehr denn 
je geboten, dass sich die Sozialwissenschaft im 
öffentlichen Diskurs Gehör verschafft. 

Ihre Arbeit beschäftigt sich unter an-
derem mit sozialem Vertrauen. Im An-
gesicht einer globalen Pandemie haben 
zuletzt Gesellschaften in aller Welt ent-
deckt oder wiederentdeckt, wie wertvoll 
dieses Gut ist. Was denken Sie: Gibt es 
heute mehr oder weniger Vertrauen?
Das ist eine höchst interessante 

Frage! Ich habe seit Beginn der Pandemie in 
Dänemark Daten erhoben und diese mit frühe-
ren Messungen verglichen. Wie es aussieht, hat 
es beim Vertrauen zu Menschen, die wir nicht 
kennen, kaum Veränderungen gegeben. Soweit 
ich weiß, wird dieses Muster auch in anderen 
Ländern beobachtet. Es ist auch nicht sonder-

lich überraschend, denn wir wissen, 
dass soziales Vertrauen sich nur sehr 
langsam verändert.

Meine These dazu lau- 
tet: Es gibt zwei gegenläufige Dyna- 
miken, die sich während der Pande-
mie gegenseitig neutralisieren. Wir 
wissen, dass der persönliche Aus-
tausch mit anderen Menschen das 
soziale Vertrauen erhöht; Gleiches 
gilt für das Vertrauen in staatliche 
Institutionen. Sozialer Austausch 
findet während der Pandemie offen-
sichtlich weniger statt, während das 
Vertrauen in staatliche Institutionen 
gestiegen ist: ein typischer Aus-
druck von Geschlos-
senheit in Zeiten der 
Krise. Die Nettoände- 
rung könnte dadurch einfach bei  
Null liegen. Das ist natürlich nur 
Spekulation, aber wer weiß? Als 
Wissenschaftler bin ich vielleicht 
irgendwann in der Lage, dies em- 
pirisch zu überprüfen.

Gibt es irgendetwas, das 
Sie zukünftigen Cluster- 
Fellows  mitgeben möch-
ten – eine Warnung viel-
leicht oder einen Rat?
Einen Stupser: Tut 

euch selbst einen Gefallen und be-
werbt euch um ein Fellowship! Und 
vielleicht noch ein Profi-Tipp: Im 
„Laib und Seele“ auf der Reichenau 
gibt es die leckersten Torten. Dafür 
lohnt sich die kleine Radtour alle-
mal. Und die herrliche Umgebung 
gibt’s als Bonus obendrauf.  /

Fellow während der CoronakriseIn_equality
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F. Kunze

Arbeiten von zu  
Hause. Sechs Grafiken  
zum Homeoffice in der  
Coronakrise(F. Kunze)

SOZIALFORSCHUNG VISUELL

Im letzten Frühjahr brach in Deutsch-
land nicht nur eine Pandemie aus, son-
dern auch eine neue Euphorie für das 
Arbeiten von zu Hause. „Homeoffice“ 
war das Wort der Stunde. Das Thema 
allerdings ist komplex und hat für die 
Betroffenen viele Facetten. Organisa-
tionsforscher Florian Kunze zeichnet 
ausgewählte Aspekte dieser Entwick-
lung in sechs Grafiken nach. Wie gehen 
Arbeitgeber*innen und Beschäftigte mit 
der neuen Arbeitssituation um? Wie se-
hen Leistungsfähigkeit und psychische 
Verfassung aus? Und wie hat die Lage 
sich inzwischen verändert? Gezeigt wer-
den grafische Darstellungen aus den 
Ergebnissen einer Befragung, die seit 
dem Frühjahr 2020 in mehreren Wie-
derholungen mit derselben Gruppe von 
Beschäftigten durchgeführt wurde.

Florian Kunze ist  
Professor für Organiza-
tional Studies an der 
Universität Konstanz  
und PI des Clusters.



Ein bisschen 
Homeoffice, bitte.  
Die Mehrheit 
wünscht sich
zwei Tage in  
der Woche.
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Arbeiten von zu Hause

●  Mai 2020
●  Oktober 2020

 2 Der Wunsch nach  
hybriden Arbeitsformen 

Abbildung 2 zeigt, wie viele Tage in der 
Woche Beschäftigte gern im Homeoffice 
arbeiten würden. Im Mai 2020 wünsch- 
ten sich die meisten noch drei Tage, im 
Oktober nur noch zwei Tage. Auch der 
Anteil derjenigen, die am liebsten die ganze 
Woche von zu Hause aus arbeiten würden, 
ist rückläufig: Viele Mitarbeitende schätzen 
zwar die Vorzüge des mobilen Arbeitens, 
sind aber auch etwas pandemiemüde ge-
worden.  
 
(Befragungen: Mai und Oktober 2020,  
699 Befragte; Angaben in Prozent)

0 Tage

1 Tag

2 Tage

3 Tage

4 Tage

5 Tage

 1 Homeoffice-Euphorie  
in der ersten Coronawelle

Im Frühjahr 2020 fanden sich Millionen 
Beschäftigte in Deutschland plötzlich im 
Homeoffice wieder. Anfangs überwogen  
für viele die Vorteile. Abbildung 1 zeigt  
den Anteil derjenigen, die (eher) zustimm- 
ten, dass Arbeitsleistung, Engagement, 
Einsamkeit bzw. emotionale Erschöpfung 
bei ihnen größer seien als zuvor. Rund  
80 Prozent der Befragten fühlten sich 
produktiver. Nur jede*r Fünfte fühlte sich 
einsamer oder emotional erschöpfter.  

Arbeitsleistung
Engagement

Einsamkeit

Emotionale Erschöpfung

83

24

79

16

(Befragung: 1. April 2020, 699 Befragte; 
Angaben in Prozent)
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3 Rückkehr zur Präsenzarbeit:  
Weniger Leistung, mehr Erschöpfung? 

Im Laufe der Untersuchung kehrte ein Teil der Beschäftigten in die Prä- 
senzarbeit zurück. Abbildung 3 stellt dar, wie sich dies auf ihr Befinden 
auswirkte: Der Anteil derjenigen, die ihre Produktivität (obere Linien) als  
„hoch“ oder „sehr hoch“ einschätzten, sank unter den Präsenzarbeiter*in- 
nen stetig. Umgekehrt nahm die emotionale Erschöpfung (untere Linien) 
nach der Rückkehr in die Präsenzarbeit deutlich zu.  

(Befragungen: März–Oktober 2020: 699 Befragte,  
Januar 2021: 384 Befragte; Angaben in Prozent)

F. Kunze

März  
2020

April 
2020

Mai  
2020

Oktober 
2020

Januar  
2021

86

21

16

20
23

19
21

26

82 83
85

73

87

81

Emotionale Erschöpfung

Produktivität

●  weiterhin in mobiler Arbeit 
      oder im Homeoffice
●  volle Präsenzarbeit

4 Homeoffice könnte helfen,  
Infektionszahlen zu senken 

Hat die Arbeitsform einen Effekt auf die 
Ansteckungsgefahr? Unsere Daten lassen 
vermuten, dass teils deutliche Zusammen-
hänge bestehen (Abbildung 4). Geöffnete 
Kantinen etwa vervierfachten unter den 
Befragten die Infektionsrate. Immerhin ein 
Drittel von ihnen nimmt an Präsenz-Meet-
ings teil, die die Rate sogar verachtfachen. 
Ohne uns epidemiologische Expertise an- 
zumaßen, weist dies doch darauf hin, dass 
Aspekte der Präsenzarbeit dem bestmög- 
lichen Schutz der Beschäftigten zuwider-
laufen könnten.  

(Befragung: Januar 2021, 
384 Befragte; Angaben in Prozent)

●  Anteil positiver  
      COVID-19 Tests  
      seit Oktober 2020

Meetings  
in Präsenz

Kantine
offen

Häufige 
persönliche 
Treffen

9,9 %

1,2 %

N
E

IN
 6

6 
%

JA
 3

4 
%

 9,8 %

2,7 %

N
E
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 7

8 
%

JA
 2

2 
%

 

2,5 %

9,1 %
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E
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%

JA
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Arbeiten von zu Hause

5 Nachholbedarf bei  
der Unterstützung durch  
die Betriebe

Die wichtige Unterstützung durch 
die Arbeitgebenden für das mobile 
Arbeiten ist noch ausbaufähig, wie 
Abbildung 5 zeigt. So haperte es nach  
sechs Monaten Pandemie bei der 
Mehrheit der Befragten im Home- 
office noch immer an der technischen 
Ausstattung. Lediglich 16 Prozent 
hatten schon gezielte Schulungen er- 
halten. Und nur ein gutes Drittel der 
Unternehmen hatte sich die Mühe 
gemacht, ihre Beschäftigten zu 
fragen, ob sie überhaupt gern von 
zu Hause aus arbeiten wollten.  
 
(Befragung: Oktober 2020,  
699 Befragte; Angaben in Prozent)

Ich wurde vom 
Arbeitgeber 
nach meinen 
Homeoffice- 
Präferenzen 
gefragt.

Ich habe vom 
Arbeitgeber 
eine Schulung 
zum Arbeiten 
im Homeoffice 
erhalten.

Ich habe vom 
Arbeitgeber  
eine vollstän-
dige IT-Aus-
stattung zum 
Arbeiten von  
zu Hause er- 
halten.

0 100100

Der Betriebsrat hat sich schon vor der  
Coronakrise für Homeoffice eingesetzt.

Der Betriebsrat setzt sich in der  
Coronakrise für Homeoffice ein.

542720

4060

Es gab bereits vor der Coronakrise  
betriebliche Regelungen für Homeoffice.

602714

●  stimme (eher) nicht zu
●  teils-teils
●  stimme (eher) zu

6 Betriebsräte und Arbeit- 
nehmer*innenvertretungen  
stellen sich langsam auf die  
neue Arbeitswelt ein

Das Thema mobiles Arbeiten genießt bei 
Arbeitnehmer*innenvertretungen nur  
mittlere Priorität. Wie in Abbildung 6 zu 
sehen, bekam vor Corona nur eine knappe 
Mehrheit der Befragten aktive Unterstüt- 
zung zum mobilen Arbeiten durch den Be- 
triebsrat. Nur in 40 Prozent der Betriebe  
gab es betriebliche Vereinbarungen. Nach 
Beginn der Coronakrise setzten sich 
immerhin 60 Prozent der Betriebsräte 
unserer Befragten stärker für mobiles 
Arbeiten ein.

(Befragungen: April und Mai 2020,  
699 Befragte; Angaben in Prozent,  
gerundet) /

Nur 16 Prozent  
der Unternehmen  
bieten ihren 
Beschäftigten  
Schulungen fürs 
Homeoffice.

In_equality
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16 84

35 65
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S. Koos

Soziale 
Ungleichheit, 
Verschwörungs- 
theorien und  
die Coronaproteste  
in Deutschland (S. Koos)

AUS UNSERER FORSCHUNG



39

 
Die „Querdenken“-Proteste: Manche sehen sie 
als vorübergehende Ausnahmeerscheinung, 
andere bereits als Gefahr für die Demokratie. 
Doch wer protestiert da? Der Soziologe und  
Organisationsforscher Sebastian Koos hat 
während einer „Querdenken“-Demonstration 
eine Befragung durchgeführt, um zu verstehen, 
was die Demonstrierenden motiviert –  
und traf dabei auch auf die eine oder andere  
skurrile Gestalt.

Die letzte Dekade war geprägt von gesellschaftlichen Krisen: 
Auf die Finanzkrise folgte die Eurozonenkrise, darauf die so-
genannte Flüchtlingskrise – und während diese gesellschaft-
lich und politisch nachhallen, ringen nicht nur Deutschland 
und Europa, sondern die ganze Welt seit einem Jahr mit der 
COVID-19-Pandemie. Krisen wie diese begünstigen immer 
auch die Entstehung sozialer Bewegungen und politischer 
Proteste. Dabei spielt soziale Ungleichheit eine zentrale Rolle, 
denn nicht selten ist sie die Hauptursache für politischen 
Protest. Gleichzeitig verursachen Krisensituationen in ihrer 
Komplexität Erfahrungen von Kontingenz und Ungewiss-
heit und lösen eine Sehnsucht nach einfachen Erklärungen 
aus. Verschwörungstheorien machen hier Deutungsangebote, 
welche scheinbar klare Ursachenbenennungen für Krisen er-
lauben. So trägt zum Beispiel häufig eine heimlich agierende 
Elite die Verantwortung, die das „gemeine Volk“ mit voller 
Absicht in Krisen stürzt, um die eigene Macht auszubauen.

Im Zusammenhang mit den im Frühjahr 2020 
beschlossenen weitreichenden Maßnahmen zur Einschränkung 
des Corona-Infektionsgeschehens kam es schon im April 2020 
zu ersten sogenannten „Hygienedemonstrationen“ in Berlin. Sie 
bedienten bereits zum Teil Verschwörungstheorien. In Baden-
Württemberg bildete sich zur gleichen Zeit eine Gruppe, die 
sich als Initiative „Querdenken 711“ bezeichnete und in Stuttgart 
Proteste gegen Coronamaßnahmen organisierte (0711 ist die 
Festnetzvorwahl von Stuttgart). 

Im Laufe des Frühjahrs bildeten sich in ganz 
Deutschland „Querdenken“-Ableger, die regel-
mäßig zentrale Demonstrationen organisierten. 
Im Sommer erhielten diese Proteste einigen 

Zulauf. Die bislang größte De- 
monstration am 1. August in Berlin 
schätzte die Polizei auf etwa 38.000 
Teilnehmende. Wie der Sturm auf 
das Reichstagsgebäude am 28. Au-
gust zeigte, radikalisierte sich der 
Protest zunehmend, neben Regen-
bogenfahnen wurden Reichs- und 
Reichskriegsflaggen geschwenkt, 
Opfer der NS-Diktatur durch 
Vergleiche verhöhnt. Dabei blieb 
relativ unklar, wer genau da eigent-
lich auf die Straße ging. Warum 
nur, fragte so mancher Leitartikel, 
tun die das? Ist die Sorge um soziale 
Ungleichheit eine Triebfeder der 
Proteste? Und welche 
Rolle spielen Ver-
schwörungstheorien?
In Konstanz gab es mit „Querden-
ken 753“ einen lokalen Ableger der 
Initiative. Als dieser zum Wochen-
ende der deutschen Einheit Anfang 
Oktober eine zentrale Demonstrati-
on in Konstanz ankündigte, bot sich  
uns die Gelegenheit, gezielt nach Ant- 

worten zu suchen. Wir würden die Coronapro-
teste beforschen und versuchen, genauer in Er-
fahrung zu bringen, wer die „Querdenker“ sind 
und was sie denken. Standardisierte Befragungen 
im Rahmen von Demonstrationen haben sich in  
der Vergangenheit bewährt, um einen Einblick 
in die sozialstrukturelle Zusammensetzung und  
die Motive von Protestierenden zu erhalten. Aller- 
dings ist die Befragung einer offen wissenschafts- 
kritischen Protestgruppe, noch dazu unter Pan-
demiebedingungen, eine ganz andere Herausfor-
derung. Als Gruppe von sechs Studierenden und  
Wissenschaftler*innen konnten wir unter einigen  
Vorsichtsmaßnahmen nach dem Zufallsprinzip  
586 der geschätzten 3000 Teilnehmenden wäh-
rend der Hauptkundgebung am Bodensee an-
sprechen und mit einem Handzettel zur Online-
Befragung einladen. Auch vor Ort befragten wir 
Demonstrierende, um Verzerrungen der online 
teilnehmenden Stichprobe auszuschließen. 

Immerhin 138 Personen beteiligten 
sich an der Onlinebefragung. Dabei zeigte sich, 
dass eher höher gebildete, ältere Menschen an 
den Protesten teilnahmen, interessanterweise 
etwa gleich viele Männer und Frauen. Auffallend 
war die große Anzahl an Selbstständigen → 

In_equality Coronaproteste in Deutschland
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(20 Prozent). Jedoch stellten „Kri- 
senverlierer“ nur eine vergleichs- 
weise kleine Gruppe dar (siehe Ab- 
bildung 1). Das Motiv der persön- 
lichen Betroffenheit scheint für die  
Teilnahme am Coronaprotest kei- 
ne herausragende Rolle zu spielen. 
Eine Ausnahme bildet das häufig  
geäußerte Gefühl, die eigenen 
Grundrechte seien bedroht. An-
sonsten geht die überwiegende 
Mehrzahl der Befragten demons- 
trieren, weil sie das Allgemeinwohl 
in Gefahr sieht. Vergleicht man 
unseren Befund mit Einschätzun-
gen der Gesamtbevölkerung, wie 
sie vom Befragungsprogramm des 
Exzellenzclusters erhoben wurden, 
zeigt sich ebenfalls deutlich: Die 
wahrgenommene Beschränkung 
der Grundrechte führt eher zum 
Coronaprotest als persönliche  
ökonomische Sorgen. Die gesamt-
gesellschaftliche Entwicklung wird 
unter den Protestierenden sehr  
viel pessimistischer gesehen als in 
der Gesamtbevölkerung. 

Die Maßnahmen haben
negative Auswirkungen auf…
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●   ●   Ablehnung
●   ●   Weder noch
●   ●   Zustimmung

die eigene 
finanzielle 
Situation

die Sicherheit 
des eigenen 
Arbeitsplatzes

die eigene  
familiäre  
Situation

die eigenen
Grundrechte

die Arbeitsplatz- 
sicherheit in 
Deutschland
insgesamt

die finanzielle  
Situation in 
Deutschland
insgesamt

die Situation 
der Familien in 
Deutschland
insgesamt

die Grundrechte
in Deutschland
insgesamt

5

Abbildung 1: Wahrnehmung 
negativer Folgen von Corona- 
Eindämmungsmaßnahmen
(Angaben in Prozent)
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Im Vergleich zur Ge- 
samtbevölkerung zeigen die De- 
monstrierenden eine große Affi-
nität zu Verschwörungstheorien 
(siehe Abbildung 2), gepaart mit 
einem tiefen Misstrauen in politi-
sche Institutionen und etablierte 
Medien. Hier haben sich Menschen 
zu einer Art Misstrauensgemein-
schaft zusammengefunden, die auch  
dem Wissenschaftssystem kritisch 
gegenübersteht.

Mit vielen der Teil-
nehmenden sind wir insbesondere 
während der Kurzbefragung auch 
persönlich ins Gespräch gekommen. 
Die Bandbreite an Eindrücken war 
dabei sehr groß. Die allermeisten 
Befragten waren freundlich und ge- 
sprächsbereit, die Motive vielfältig  
und teils entwaffnend einfach. Ge-
fragt, warum er an den Protesten teil- 
nehme, sagte mir ein älterer Mann: 
„Ich will doch nur mein altes Leben 
zurück“. Andere dagegen sprachen 
der Regierung und den Corona-
maßnahmen jede Berechtigung ab 
oder forderten gar ein „Tribunal“. 
Viele fragten uns Forschende, auf 
welcher Seite wir selbst stünden, auf 
„der guten“ oder „der bösen“.

Neben aller Forscher-
neugier bleiben einige Episoden 
und skurrile Gestalten unvergess-
lich. Eine Zeitlang folgte uns ein 
Mann in Darth-Vader-Verkleidung 
mit Lichtschwert und Ghettoblas-
ter, aus dem in Dauerschleife eine 

Star-Wars-Melodie erklang. Immer-
hin, Darth Vader trug eine Maske, 
wenn auch wahrscheinlich nicht 
aus Infektionsschutzgründen. Ein 
andermal stritt ein selbsternannter 
Schamane – ganz in rosa gekleidet, 
mit wallendem Haar und Plateau-
schuhen – mit einigen Gegende- 
monstranten über die Bedeutung 
von „Mutter Erde“.  Diese Rander-
scheinungen mögen manch eine*n 
dazu verleiten, die „Querdenker“-
Proteste als etwas spleenig abzutun.  
Das offenbarte „Querdenken“ ist 
aber Denken in populistischen Kate- 
gorien von „korrupter Elite“ und 
„gutem Volk“. Es erwächst aus tie- 
fem Misstrauen und dem Glauben 
an Verschwörungserzählungen. 
Eine offene Debatte und die so not- 
wendige angemessene, 
aber auch kritische 
Auseinandersetzung  
mit der Coronapolitik der Regierung 
wird durch Auftreten und Äuße-
rungen der Bewegung erschwert.

Dennoch sollten Sor- 
gen wie diese nicht darüber hinweg-
täuschen, dass die „Querdenker“ 
keine Massenbewegung darstellen. 
Insgesamt haben nur etwa 15 Pro-
zent der Bevölkerung in Deutsch-
land überhaupt Verständnis für die 
Demonstrationen. Ein starkes An-
wachsen der Proteste, die Entste-
hung einer langfristigen Bewegung 
und damit einer Kraft, die auch im 
politischen System Gewicht erhält, 
scheint damit momentan eher un- 
wahrscheinlich. Noch geht von Darth 
Vader keine große Gefahr für die 
Demokratie aus. /
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●   ●   Nicht Vorstellbar
●   ●   Weder noch
●   ●   Gut Vorstellbar
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„Einflussreiche 
Geschäftsleute
wollen die 
Bevölkerung 
zwangsimpfen
lassen.“

„Gruppen von  
Wissenschaftlern 
manipulieren, 
erfinden oder 
unterdrücken 
Beweise, um die 
Öffentlichkeit  
zu täuschen.“

Sebastian Koos ist Junior- 
professor für Corporate 
Social Responsibility an der 
Universität Konstanz und 
PI des Clusters.

Abbildung 2: Neigung zu 
Verschwörungstheorien
(Angaben in Prozent)
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Kontakt(aufnahme)-
beschränkungen. Oder:
Wie die Coronapandemie 
ein Clusterprojekt auf 
sozialer Distanz hält(F. Bergmann)

GESCHICHTEN AUS DEM LABOR

Im Frühjahr 2020 konnte man leicht das Gefühl  
bekommen, nicht nur Coronainfektionen, 
sondern auch sozialwissenschaftliche Umfragen 
erlebten ein exponentielles Wachstum. Die 
Gelegenheit, brandneue Erkenntnisse über die 
Auswirkungen einer radikalen Veränderung 
unseres Alltags zu gewinnen, konnte und durfte 
sich die Umfrageforschung natürlich nicht ent-
gehen lassen.

Doch wer nun annimmt, Befragungs- 
vorhaben ließen sich in Pandemiezeiten leichter  
durchführen, und alle potenziellen Teilnehmer*in- 
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Kontakt(aufnahme)beschränkungen

nen würden in der Einsamkeit ihres Homeoffice 
nur darauf warten, endlich am nächsten Telefon-
interview teilnehmen zu können, liegt leider falsch. 
Tatsächlich stellt Corona für Befragungen, die sich 
nicht einfach über bestehende Online-Stichproben  
oder zufällig gewählte Telefonnummern realisieren 
lassen, ein erhebliches Problem dar – so auch für 
unser Projekt am Exzellenzcluster „The Politics 
of Inequality”. Es beschäftigt sich aus sprach- und 
politikwissenschaftlicher Sicht mit der Situation 
und dem Zusammenleben der indigenen Sámi und 
der Mehrheitsbevölkerung im Norden Norwegens 
und Schwedens. 

Konkret interessiert 
uns, inwiefern auch in diesen beiden 
Ländern, die oft als sehr egalitär ge-
priesen werden, Formen gesellschaft-
licher Ungleichheit bestehen. Die 
Forschung gibt Hinweise darauf, dass 
Sámi sich auch heute noch häufiger 
diskriminiert fühlen als Angehörige 
der Mehrheitsbevölkerungen – und 
das über ein halbes Jahrhundert nach 
dem Ende der harten Assimilations- 
(Norwegen) bzw. Segregationspolitik 
(Schweden). Zu den Hintergründen 

und zur Bewertung des eigenen öko-
nomischen oder politischen Status 
der Sámi gibt es jedoch bisher kaum 
Studien. Genauso wenig ist bekannt, 
wie verbreitet Kenntnisse der Sámi-
Sprachen heutzutage sind, wie gut 
sie beherrscht werden, und wer aus 
welchen Gründen eher Sámi oder 
eher Norwegisch beziehungsweise 
Schwedisch spricht.

In meiner politikwissen- 
schaftlichen Dissertation behandele 
ich die zentrale Frage, welche Rolle  → 
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Was tun, wenn die Feldforschung ausfällt? Eigentlich wollte der  
Politikwissenschaftler Fabian Bergmann für seine Doktorarbeit 
zu den indigenen Sámi in Norwegen und Schweden reisen. Dann 
kam Corona. Nun steht das Projekt vor der Schwierigkeit, Kontakte 
auf Distanz zu knüpfen.

In_equality
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den staatlichen Politiken in der Diskriminierungs- 
wahrnehmung der Sámi zukommt. Der norwe- 
gische Staat räumt den Sámi als indigener Grup- 
pe andere Rechte und Selbstbestimmungsmög-
lichkeiten ein als der schwedische Staat. Ich 
möchte deshalb herausfinden, ob die norwe- 
gischen Sámi ihre soziale, politische und öko- 
nomische Situation anders einschätzen, als es 
ihre Sámi-Nachbar*innen in Schweden tun.

Zur Klärung dieser und anderer  
Aspekte des Projekts soll eine Befragung durch-
geführt werden, welche Bewertungen des eigenen  
sozialen, politischen und ökonomischen Status, 
die Zufriedenheit mit verschiedenen Sámi- 
Politiken und die Messung von Sprachkennt-
nissen umfasst. Zum Identifizieren möglicher 
Ungleichheiten wollen wir die Antworten von 
Sámi-Teilnehmer*innen mit denen der Mehr-
heitsbevölkerung vergleichen.

Um fundierte Schlüsse ziehen zu 
können, ist aus jeder Gruppe eine ausreichend 
große Anzahl an Teilnehmer*innen nötig. Bei 
den Sámi ist das jedoch gleich in mehrerlei Hin-
sicht kompliziert: Erstens bilden sie, gemessen 
an der Gesamtbevölkerung, in beiden Ländern 
eine kleine Gruppe. Zweitens stellten sie über-

durchschnittlich häufig das Forschungsobjekt 
verschiedenster Disziplinen dar und machten 
damit schlechte Erfahrungen: So dienten zu Be- 
ginn des 20. Jahrhunderts einige mit Zwang von 
außen durchgeführte Untersuchungen unter 
dem Deckmantel wissenschaftlichen Erkennt-
nisgewinns der Verbreitung menschenverach-
tender Rassenideologien.

Was also kann man tun, um dieser 
Gruppe die Teilnahme an einer Unternehmung 
als sinnvoll zu vermitteln, die zunächst nur nach 
irgendeiner weiteren Befragung von irgendeiner  
ausländischen Universität aussieht? Zuerst ein- 
mal muss man sich selbst, die Befragung und ihren  
Zweck unter den potenziellen Teilnehmer*innen 
bekannt machen. Und wie geht das am besten? 
Leider nicht per E-Mail und Zoom! Sondern  
nur durch Kontakteknüpfen, persönliche Treffen 
und Händeschütteln vor Ort. Dafür hatten wir 
eine zweiwöchige Rundreise geplant: Oslo – 
Stockholm – Kiruna – Kautokeino – Karasjok – 
Tromsø. An jeder Station sollte es Treffen geben. 
Zum einen mit uns bekannten Forschenden, die 
sich mit ähnlichen Themen beschäftigen, zum 
anderen wollten wir auch deren Kontakte aus 
Wissenschaft, Gesellschaft und Politik treffen. 
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lokalen Gegebenheiten auszurich-
ten, harsch beschnitten. Wie sich 
das schlussendlich auf die Teilneh-
mer*innenzahl und, damit ver-
bunden, auf die Forschungsqualität 
auswirken wird, ist noch nicht 
abzusehen. Aber wenn es gestattet 
ist, von der eigenen Situation auf 
die Situation anderer zu schließen, 
so spricht zumindest ein Faktor 
klar für uns: Nach Monaten der 
Kontaktbeschränkungen und 
der Isolation freuen sich auch die 
Bewohner*innen Nordskandina-
viens inzwischen bestimmt über 
jeden Anruf. Selbst wenn es sich 
dabei nur um irgendeine weitere 
Befragung irgendeiner deutschen 
Universität handelt. /

Denn auch in Skandinavien ist es 
nützlich, jemanden zu kennen, 
die*der jemanden kennt. Mit dieser 
Schneeballtaktik, so unser Plan, 
sollte das Projekt mit Unterstüt-
zung durch die lokale Verwaltung 
sowie durch politische und zivil-
gesellschaftliche Sámi-Organisatio-
nen unter der lokalen Bevölkerung 
bekannt gemacht werden.

Bislang haben jedoch 
Einreisebeschränkungen und Qua- 
rantäneregelungen unsere Reise 
verhindert und unseren Plan ver-
eitelt. Und so setzte im letzten Jahr 
ein großes Experimentieren mit 
verschiedensten Videomeeting-
Tools ein. Natürlich sind das nütz-
liche Werkzeuge, mit denen man 
schnell und flexibel Besprechungen 
über Ländergrenzen und Kontakt-
beschränkungen hinweg abhalten 
kann. Was sie jedoch leider nicht 
ersetzen können, sind die informel-
len, zwischenmenschlichen Interak- 
tionen während eines persönlichen 
Gesprächs. Und die können beson- 
ders in der Kennenlernphase ent-
scheidend sein, wenn es darum geht, 
die*den Gegenüber zu überzeugen, 
das vorgestellte Projekt konstruktiv 
zu unterstützen. Zwar konnten wir  
also Organisatorisches mit koope- 
rierenden Umfrageinstituten be- 
sprechen und unser Vorhaben an- 
deren Forschenden präsentieren. 
Allerdings war es kaum möglich, 
neue Kontakte zu Gemeindever-
treter*innen und Sámi-Repräsen-
tant*innen und -organisationen  
zu knüpfen. Die meisten unserer 
Kontaktaufnahme-Mails mit Bitte 
um ein virtuelles Treffen blieben 
auch nach mehreren Wiederholun-
gen unbeantwortet. Und diejenigen  
Kontakte, die wir für ein Video-
meeting gewinnen konnten, zeig-
ten sich zwar höflich interessiert, 
doch unser Schneeball blieb schnell 
an der virtuellen Lawinenverbauung  
hängen, ohne wirklich ins Rollen 
zu kommen.

Kurzum, die Pandemie  
hat unsere Möglichkeiten, die Be- 
fragung vor Ort bekannt zu mach- 
en und sie möglichst gut an den 

Fabian Bergmann ist  
wissenschaftlicher Mit- 
arbeiter im Clusterprojekt 
„‚Ethnische Politik‘ –  
Ein Mittel gegen Ungleich- 
heiten zwischen Gruppen?“.

Kontakt(aufnahme)beschränkungenIn_equality

Hinweis der  
Redaktion

Das Projektteam hat 
nach einer Verzögerung 
von vielen Monaten 
kurz vor Redaktions-
schluss doch noch die 
Erlaubnis zu einer For-
schungsreise bekommen.



46

P. Stoop

Wissenschaft im
Alltag. Prominenz mit     

 Nebenwirkungen (P. Stoop)

LAUT GEDACHT

„Und wie war dein Medienjahr?“ 
Nach zwei Wellen Pandemie muss man der 
Wissenschaft diese Frage stellen. Ist es im 
aktuellen Medien- und Meinungsgetüm-
mel gelungen, Methoden, Möglichkeiten 
und Grenzen wissenschaftlicher Erkennt-
nisproduktion einer breiten Öffentlichkeit 
näherzubringen? Das ist keine triviale Frage. 
Der Druck auf die Forschung, sich zu er- 
klären, nimmt seit Jahren zu – und das gilt 
nicht nur für die Lebens-, sondern auch für 
die Sozialwissenschaften.
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Noch nie war Wissenschaft in 
den Medien so präsent wie heute: Das 
steht auf der Habenseite. Forscher*in-
nen sind Dauergäste in Talkshows. 
Pressekonferenzen mit Virologen, Epi-
demiologinnen, Modellierungsexper-
ten und Statistikerinnen werden nicht 
nur von Gourmets verfolgt. Die Natio-
nale Wissenschaftsakademie Leopol-
dina ist nun weit bekannt, Begriffe wie 
Peer-Review-Prozess oder Pre-
Print-Publikation werden nicht 
mehr als exotisch empfunden. Kom-
plexe Infektionsprozesse werden klug 
aufbereitet und geduldig erläutert.

Nur – es gibt massive Risiken und  
Nebenwirkungen. Christian Drosten 
ist als öffentliche Figur Gegenstand von 
Kabarett und Karikatur. Das ist aber  
noch das Geringste. Als kritisch ist die 
mediale Erhitzungsdynamik einzustu-
fen, die kein Lockdown bremsen kann. 
Sie verleitet manche*n Forscher*in mit 
weniger Selbstreflexion und kühlem 
Kopf als Herrn Drosten, sich vor den 
Karren von Medien spannen zu lassen, 
denen es um Drama und Schlagzeile 
geht. Kleine Detailunterschiede werden → 

Paul Stoop war im 
Winter 2019/20 
Gründungsfellow 
des Journalist-
in-Residence-
Programms des 
Clusters. Ein Pan-
demie-Jahr nach 
seinem Abschied 
von Konstanz fragt 
der Journalist hier 
nach Vor- und 
Nachteilen der  
ungewohnten  
wissenschaftlichen 
Dauerpräsenz in 
den Medien.

In_equality
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im Talk zu grundlegenden Zerwürfnis-
sen umgedeutet. So kann der Eindruck 
entstehen, Wissenschaft sei am Ende 
doch beliebig – ein Kessel Buntes der 
Meinungen. 

Dabei kann es zu pauschaler Ab- 
wertung kommen. Als Monika Siever-
ding, Professorin für Gesundheitspsy-
chologie, eine Aussage zu Infektionen 
in Schulen mit dem Hinweis auf eine 

aktuelle Studie untermauern  
will, unterbricht Moderator 

Plasberg sie mit einem wohl witzig ge-
meinten „Haben Sie sich neulich mal 
mit Lauterbach getroffen? Der zitiert 
immer auch gleich eine Studie.“ (hart 
aber fair, 25.1.2021) Ja, verdammt, 
Plasberg, möchte man da rufen, es 
gibt gute Gründe, Studien zu lesen 
und daraus Erkenntnisse zu gewinnen!

Wie weit die (gespielte?) Skep-
sis gehen kann, zeigt Harald Marten- 
stein in einer quergedachten Tages-
spiegel-Kolumne. „,Die’ Wissenschaft 
ist allerdings ein Phantom, es gibt sie 
gar nicht“, schreibt er und behauptet 
dann, die angeblich nicht existierende  
Wissenschaft sei der neue Despot, 

der die Demokratie aus-
hebele (14.2.2021). Im 
Zitationsindex der Ver-
schwörungserzählungen 
wird er sicher zulegen. 

Für die Sozial-
wissenschaften, die 
jetzt weniger im Ram-
penlicht stehen, kann 
das angesichts abseh-
barer ökonomischer 
und sozialer Folgen 
der Pandemie lehr-
reich sein. Sie sind 
gefordert, wenn nun 
öffentlich verstärkt 
über Bildungs- und Ge-
schlechterungleichheit, 
Vermögensverteilung, 
Steuergerechtigkeit 
und politische Teilhabe 
nachgedacht wird. Es 
gilt eine klare Sprache 
zu sprechen, sich nicht 
instrumentalisieren zu 
lassen und gefährlichen 
Unsinn auch als solchen 
zu benennen. 
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Und für wissenschaft- 
liche Institutionen heißt es wei- 
terhin: Begegnungen ermög-
lichen, Journalist*innen in die 
Forschung einladen und Wis-
senschaft erklären. Sisyphos 
wird vorerst der Patron der  
Wissenschaftskommunikation 
bleiben. /
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COVID-19 UND SOZIALE  
UNGLEICHHEIT. EIN  
BEFRAGUNGSPROGRAMM 
DES EXZELLENZCLUSTERS 
„THE POLITICS OF  
INEQUALITY“ (T. WÖHLER)

OPEN DATA

Open Data

In der Coronakrise standen zu-
nächst medizinische und epidemio-
logische Aspekte im Vordergrund. 
Doch politische, soziale und öko-
nomische Fragen und Zusammen-
hänge rücken zunehmend in den 
Fokus. Um besser zu verstehen, wie 
Menschen in Deutschland mit den 
sozialen und politischen Folgen der 
Coronakrise umgehen, haben wir ein 
vielfältiges Befragungsprogramm ins 
Leben gerufen. 

Die Themen, die in die- 
sem Programm bearbeitetet wurden, 
sind so vielfältig wie der Cluster; die 
Beiträge im vorliegenden Heft zei- 
gen einen kleinen Ausschnitt. Ins-
gesamt 18 Forschende des Clusters 
aus unterschiedlichen Disziplinen 
sind an dem Projekt beteiligt, das  
als Kooperationsprojekt die For-
schungsbereiche und Einzelprojek-
te des Clusters vereint. Koordiniert 
wird das Programm durch den soge- 
nannten Methods Hub, eine zentrale 
Einrichtung, die den Forschenden 
des Clusters Methodenkompetenz 
und praktische Unterstützung ver- 
mittelt. Die Datenerhebungen wer-
den vom surveyLAB der Universität 
Konstanz durchgeführt.

Zu zwei Zeitpunkten 
wurden Onlinebefragungen vorge-
nommen: von April bis Mai mit rund 
8.000 und von Oktober bis Novem-
ber mit etwas über 7.000 Befragten 
(Personen in Privathaushalten ab  
18 Jahren, wohnhaft in Deutschland). 
Ein Großteil der Befragten der zwei-
ten Welle war bereits in der ersten 
dabei, so dass wir neben allgemeinen 
Aussagen zur Gesamtbevölkerung 
auch solche zur Veränderung von 
Einstellungen auf individueller Ebene  
machen können.

Für Themen, bei denen  
eine besonders repräsentative Abbil- 
dung der Bevölkerung wichtig ist, 
wurde die Befragung mit dem Panel 
von Kantar (einer ständigen Befrag- 
tengruppe) durchgeführt. Für andere  
Forschungsfragen ist eine größere 
Fallzahl wichtig, und es müssen nur  
möglichst viele Bevölkerungsgruppen  
in der Befragung zu Wort kommen. 
Dafür haben wir das Panel von Res- 
pondi verwendet und auf eine gute 
Abdeckung der Merkmale Alter, Ge- 
schlecht, Bundesland und Bildung 
geachtet.

Im Sinne unserer Open- 
Data-Strategie sind die im Rahmen  
des Umfragenprogramms erhobe-
nen Daten für wissenschaftliche 
Zwecke frei nutzbar. Sie sind über 
das Datenarchiv unseres Partners, 
des Leibniz-Instituts für Sozial- 
wissenschaften GESIS zugänglich.

Umfassende Informa-
tionen zum Umfragenprogramm 
finden sich auf unserer Webseite. Hier 
lassen sich neben Beschreibungen 
der thematischen Module und ihrer 
Ergebnisse auch vollständige Anga-
ben zur Methodik und Datengrund-
lage nachlesen. /
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Kreativer Umgang mit Eindämmungsmaßnahmen  
Creative interpretation of containment measures 
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